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Stadt Bern Rund 230 Demonstra-
tionen finden pro Jahr in Bern
statt. Seit Jahren ein Fixpunkt ist
dabei jene zum 1.Mai – demTag
der Arbeit. Protestumzug, rote
Fahnen, flammende Reden auf
demBundesplatz: Das alleswird
morgen Freitag nicht möglich
sein. Der Corona-Lockdown er-
laubt keineVersammlungen von
mehr als fünf Personen. Selbst-
verständlich halte man sich an
die bundesrätlichen Vorgaben,
beteuert Johannes Wartenwei-
ler, Sekretär des Gewerkschafts-
bundes des Kantons Bern. «Wir
setzen uns stets für die Gesund-
heit vonArbeitnehmenden ein»,
sagt der SP-Stadtrat, «es wäre
daher extrem unglaubwürdig,
würden wir am 1. Mai diesen
Grundsatz ignorieren.»

Ist ein Protest, der nicht auf
die Strasse getragen wird, noch
ein Protest? Das sei in der Tat
schwierig, meint Wartenweiler.
«Wir können nichts aus demHut
zaubern,was den 1.-Mai-Umzug
adäquat ersetzen kann.» Eswird
also ruhig bleiben auf den Stras-
sen.Doch untätig bleiben die Ge-
werkschaften nicht. Der Protest
verlagert sich einfach in den vir-
tuellen Raum. Laut Wartenwei-
ler haben die Rednerinnen und
Redner eineVideobotschaft auf-
genommen. Diese werden am 1.
Mai auf der Website des kanto-
nalen Gewerkschaftsbundes so-
wie auf dessen Social-Media-Ka-
nälen publiziert. Politgrössen
wie Corrado Pardini, Regula Rytz
oder Franziska Teuscher richten
ihre Appelle aus demWohnzim-
mer an die Bevölkerung. Die Re-
den würden nicht um die Coro-
na-Thematik herumkommen,
meint Wartenweiler. Gerade in
dieser Krisenzeit stelle sich die
Verteilungsfrage neu. «Wer einen
guten Job hat, kann sich eher ins
Homeoffice zurückziehen», sagt
er, «während schlecht bezahlte
Arbeitnehmende ihre Gesund-
heit riskieren und weiterhin an
der Front arbeiten müssen.»

Auch auf nationaler Ebene
wird heuer digital protes-
tiert. Unter dem Motto «Solida-
rität. Jetzt erst recht!» kündigt
der Schweizerische Gewerk-
schaftsbund einen Livestream
mit Debatten und Online-Work-
shops an. (mib)

Der Protest findet
heuer im
Wohnzimmer statt

«Alles schien besser zu werden,
doch dannwarplötzlich alles an-
ders.» So nennt es António Si-
mango.DerMoçambiquer heisst
eigentlich anders und ist einer
der Protagonisten einer grossen
Reportage über einen Kredit-
skandal, der die Wirtschaft
des ostafrikanischen LandesMo-
çambique ruinierte. Mitten in
diesem Skandal mischt die Cre-
dit Suisse mit.

Die Urheber der Reportage,
Christian Zeier und das Recher-
che-Kollektiv Reflekt, wurden
gestern mit dem Swiss Press
Award in der Kategorie Online
ausgezeichnet. «In der Schweiz
berichteten die Medien schon
punktuell über diesen Skandal»,
erklärt Zeier am Telefon, «doch
wir gingen hin.» Zwei Wochen
verbrachte der 33-Jährige zu-
sammen mit dem Berner Foto-
grafen Florian Spring inMoçam-

bique, während insgesamt vier
Monaten arbeitete ein vierköpfi-
ges TeamTeilzeit an der Recher-
che.Aufgewachsen in Kirchberg,
arbeitete Zeier zuerst für das

«BurgdorferTagblatt», später für
die «Berner Zeitung». Schon früh
führten ihn erste Reisen nachAf-
rika. «Ich bemerkte auf demKon-
tinent eine wahnsinnige Dyna-

mik», erinnert sich Zeier. Doch
etwas begann ihn zu stören: die
eindimensionale Berichterstat-
tung über den Kontinent, die bis
heute anhalte. Dieserversucht er
mittlerweile mit dem Projekt
«Africa Is Not A Country» (Afri-
ka ist nicht ein Land) entgegen-
zuwirken. Anstatt sich perma-
nent einer Redaktion anzu-
schliessen,wählte Zeier denWeg
als freier Journalist, derverschie-
denen Medien zuarbeitet. Ihm
entspreche das freie Leben sehr
gut, erklärt er, da man sich bes-
ser spezialisieren könne. Drei
Mal pro Jahr erarbeitet das Kol-
lektiv eine grosse Geschichte.
Doch von diesen Arbeiten kann
Zeier nicht leben. Er arbeitet da-
rum 20 Prozent für dasMagazin
der Direktion für Entwicklung
und Zusammenarbeit (Deza).

Benjamin Lauener

«Wer komplett frei ist, rennt nur demGeld nach»
Berner gewinnt Press Award Christian Zeier gewinnt mit dem Kollektiv Reflekt
zusammen den Swiss Press Award. Wie er sich als freier Journalist durchschlägt.

Christian Zeier gewinnt mit dem Recherche-Kollektiv Reflekt den
Swiss Press Award. Foto: Stefan Wermuth

Chantal Desbiolles

Fast drei Jahre ist es her, dass
sich inWileroltigen 500 auslän-
dische Fahrende niederliessen.
Erst auf dem A1-RastplatzWile-
roltigen, danach auf einer be-
nachbartenWiese. Die Situation
eskalierte politisch, als sich ein
grosser spanischer Clan nicht an
den Kosten für Reinigung und
Wasser beteiligenwollte. Die Ge-
schehnisse dieses heissen Som-
mers klingen bis heute nach. Sie
endeten nicht damit, dass das
Stimmvolk den Transitplatz an
der Urne bestätigte oder als das
Obergericht das Abstimmungs-
sujets der Jungen SVP als rassis-
tisch beurteilte.

Mit einerweiteren politischen
Hinterlassenschaft hat sich nun
das Bundesgericht auseinander-

gesetzt: dem Wegweisungsarti-
kel für ausländische Fahrende.
Das Kantonsparlament hatte im
Zuge der akuten Situation inWi-
leroltigen im Polizeigesetz diese
Verschärfung verankert. Dem-
nach sollten ausländische Fah-
rende ohne rechtliches Gehör
binnen 24 Stunden von einem
Halteplatz auf privatem Grund
oder Boden des Gemeinwesens
verwiesen werden dürfen.

Das geht zu weit, haben drei
von fünf Bundesrichter nun ent-
schieden. Die oberste gerichtli-
che Instanz heisst die Beschwer-
de gut von 21 Organisationen
und Parteien, angeführt von den
Demokratischen Juristinnen und
Juristen Bern.Undversichert da-
mit,was die BernerRegierung im
Grossen Rat bereits zu bedenken
gab: Dieser Artikel hat im Poli-

zeigesetz nichts verloren. «Er
gibt ihm eine unnötig harte, fast
alarmistische Note.»

Seiner eigenen Linie treu
bleibt das Bundesgericht bei der
Standortermittlung von Privat-
personen: Das ist ein schwerer

Eingriff in die Privatsphäre, da-
her heikel, aber machbar. Un-
denkbar ist, dass Ermittler dafür
nicht vorgängig eine Bewilligung
einholenmüssen. Zu gross ist die
Gefahr von Missbrauch, so das
Bundesgericht.

Die Hauptsache fand das Lau-
sanner Richtergremium kaum
der Diskussion wert. Für Sach-
schäden und Polizeikosten, die
bei Kundgebungen und Demos
entstehen, sollen sowohl Veran-
stalter als auch gewalttätige
Demonstranten aufkommen.
Diese Kosten liessen sich verhält-
nismässig überwälzen, findet das
Bundesgericht. Und die Mei-
nungsäusserungs- und Ver-
sammlungsfreiheitwerde damit
nicht verletzt.

Dass dieserEntscheid die Zahl
derKundgebungen in derHaupt-
stadt in die Höhe treibt, ist nicht
zu erwarten. Sondern vielmehr,
dass Menschen Demonstratio-
nen unter diesen Umständen
fernbleiben ausAngst vorUnkos-
ten. Das ist demokratiepolitisch
bedenklich.

Demonstrierenmuss gut überlegt sein
Polizeigesetz vor Bundesgericht Die «Lex Fahrende» haben die Bundesrichter korrigiert, auch brauchen Polizisten
für GPS-Observierung weiterhin eine Bewilligung. Doch ein wesentlicher Punkt ist rechtens.

«Die letzte bewilligte Demo» nannten die Organisatoren den Protestumzug gegen das neue Polizeigesetz 2019 in Bern. Foto: Raphael Moser

Das desinfizierte Gericht

Die Verhandlung zum Berner
Polizeigesetz fordert der obersten
juristischen Instanz einiges ab:
Weil sie physisch in Lausanne
durchgeführt wird, muss der
Zugang eingeschränkt werden.
Medienschaffende und Vertreter
der 21 Beschwerdeführenden
Parteien sind zugelassen, Besu-
cherinnen und Besucher nicht. Ein
Dutzend Personen werden auf die
Zuschauerränge im Saal verteilt,

die unter normalen Umständen 80
Personen Platz böten. Medien-
schaffende werden nach mehrma-
ligem Händedesinfizieren auf die
Galerie hinter Glasscheiben
geleitet. Auf virenfreie Art ist man
hier über den Köpfen der Herren
Richter dem Geschehen auf
surreale Art näher als die Anwe-
senden im Saal. Und erlebt eine
Premiere: Auch das Urteil wird
direkt vor Publikum beraten. (cd)

Die umstrittenen Artikel

Knapp 200 Artikel umfasst das
Berner Polizeigesetz. Die meisten
davon sind bereits in Kraft, nach
der Abstimmung im Februar
letzten Jahres. Gegen mehrere
umstrittene Artikel haben 19
Organisationen und zwei Private
Beschwerde geführt. Der Ent-
scheid des Bundesgerichts in
Kürze:
— Kosten bei Kundgebungen: Ver-
anstalter müssen sich künftig an
den Polizeikosten beteiligen, wenn
die Demonstration aus dem Ruder
läuft. Im Extremfall können bis zu
30’000 Franken in Rechnung
gestellt werden. Daran wollten die
Lausanner Richter nicht rütteln.
—Wegweisung ausländischer
Fahrender binnen 24 Stun-
den: Diesen Artikel hat das Bun-
desgericht aus dem Berner Poli-
zeigesetz gestrichen, ein grosser
Erfolg für die Beschwerdeführer.
— Verdeckte Ermittlungen: Ohne
Anfangsverdacht dürfen Ermittler
einen Monat lang Leute observie-
ren. Für GPS-Überwachungen
jedoch müssen die Fahnder
weiterhin eine Bewilligung einho-
len, hat das Bundesgericht ent-
schieden. (cd)
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